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Beridit 

über die Herbsttagung der Beratenden Versammlung des 
Europarates vom 29. September bis 3. Oktober 1969 und die 
Gemeinsame Tagung der Beratenden Versammlung und des 
Europäischen Parlaments am 3. und 4. Oktober 1969 

in Straßburg 


Die Herbstsitzung der Beratenden Versammlung 
des Europarates vom 29. September bis 3. Oktober 1969 
begann mit Diskussionen über das Arbeitsprogramm 
des Europarates, über Sozial- und Flüchtlingsfragen 
sowie über Kultur- und Jugendfragen. In der politi- 
schen Debatte wurde die Lage in Griechenland und 
in der Tschechoslowakei eingehend erörtert und in 
der Wirtschaftsdebatte wurden neben den Berichten 
der Europäischen Verkehrsministerkonferenz und 
der EFTA Fragen der Fischerei und der Zölle behan- 
delt. Berichte von ELDO und ESRO waren Anlaß 
für eine Diskussion über den Stand der europäischen 
Wissenschaftspolitik. Im Anschluß an diese Tagung 
fand eine zweitägige gemeinsame Sitzung der Bera- 
tenden Versammlung und des Europäischen Parla- 
ments statt, die das europäische Währungsproblem 
zum Thema hatte. 

Der Sozialdebatte lagen Berichte über den Schutz 
der Minderjährigen, die Lage der europäischen Zi- 
geuner und über Fragen der Umwelthygiene zu- 
grunde. Zu letzterem Punkt sprachen Abg. Dr. 
Schmidt (Offenbach) (SPD) und Frau Abg. Pitz- 
Savelsberg (CDU/CSU). Abg. Dr. Schmidt hob be- 
sonders die Notwendigkeit der europäischen Zu- 
sammenarbeit hervor und befürwortete den Plan 
einer europäischen Charta der Umwelthygiene; 
durch gemeinsame Entwicklungen und Investitionen 
könne viel Zeit und Geld gespart werden. Frau Pitz- 
Savelsberg setzte sich dafür ein, daß bei allen Über- 
legungen und Planungen auch an den Schutz des 
Kindes gegen zahlreiche negative Umwelteinflüsse 
gedacht werden müsse. 


Im Auftrag des Ausschusses für Bevölkerungs- 
und Flüchtlingsfragen legte Abg. Pöhler (SPD) einen 
Bericht über die Schaffung von „Europa-Centres" 
für Gastarbeiter und Einheimische vor, die gleich- 
zeitig Empfangszentren für die Ankommenden, 
Wohnheime für die Übergangszeit und Stätten der 
Begegnung von Einheimischen und Ausländern sein 
und so zu Kristallisationspunkten der europäischen 
Verständigung werden könnten. Diese Institutionen 
könnten gemeinsam von nationalen, regionalen und 
lokalen Behörden, den Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerorganisationen, sozialen und konfessionellen 
Verbänden ins Leben gerufen und von einem eige- 
nen Kuratorium in Selbstverwaltung unterhalten 
werden. In anderem Zusammenhang forderte Abg. 
Pöhler die Regierungen dazu auf, in ihre Gesetz- 
gebung zeitgemäße Bestimmungen für die Verlei- 
hung der Staatsangehörigkeit an langjährige Flücht- 
linge aufzunehmen. 

In einer zum Abschluß einer Debatte über die 
Lage in der Tschechoslowakei angenommenen Ent- 
schließung wurden die vom Zentralkomitee der 
tschechoslowakischen kommunistischen Partei ge- 
faßten Beschlüsse verurteilt, die Sympathie mit dem 
tschechoslowakischen Volk erneut bestätigt und die 
Mitgliedstaaten des Europarates aufgefordert, die 
Flüchtlinge aus der Tschechoslowakei großzügig auf- 
zunehmen. 

Als Vorsitzender und Berichterstatter des Aus- 
schusses für Kultur- und Erziehungsfragen gab Abg. 
Kahn-Ackermann (SPD) eine Übersicht über die Tä- 
tigkeit des Europarates auf kulturellem Gebiet in 
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den vergangenen 20 Jahren und über die Aufgaben 
der Zukunft. Die Förderung der europäischen Zu- 
sammenarbeit auf kulturellem und erzieherischem 
Gebiet sei eine der vornehmsten Pflichten des Eu- 
roparates, der sich im Rat für kulturelle Zusammen- 
arbeit ein eigenes Organ geschaffen habe, dessen 
Aufgabe es sei, eine europäische Kultur- und Erzie- 
hungspolitik für die kommenden Jahrzehnte zu 
planen. Das Problem der unruhigen Jugend sei in 
allen Staaten gleich drängend und müsse deshalb 
gemeinsam zu lösen versucht werden. Fragen des 
Urheberrechts und der freien Meinungsäußerung in 
Rundfunk und Presse, der staatlichen und öffent- 
lichen Kunstförderung sollten bald im Europarat er- 
örtert werden. Mit einiger Sorge müsse er feststel- 
len, daß die letzte Konferenz der europäischen 
Erziehungsminister nicht die erwarteten Ergebnisse 
gebracht habe, und er sei dem anwesenden franzö- 
sischen Erziehungsminister Edgar Faure dankbar, 
daß wenigstens von ihm auf dieser Konferenz neue 
Impulse ausgegangen seien. 

In der politischen Debatte wurden vor allem drei 
Probleme angesprochen: die Einigung Europas, die 
geplante europäische Sicherheitskonferenz und die 
Entwicklung in Griechenland; während sich die Ver- 
sammlung darüber einig war, daß die wirtschaftliche 
und politische Einigung Europas so bald wie mög- 
lich verwirklicht werden müsse, wurde ein Entschlie- 
ßungsentwurf zur geplanten europäischen Sicher- 
heitskonferenz wieder zurückgezogen, da hierzu 
gegenwärtig noch keine konkreten Aussagen ge- 
macht werden könnten. In der Griechenlanddebatte 
war man der Meinung, daß der Europarat nicht 
gleichgültig bleiben könne, solange in Athen keine 
Anzeichen für eine Änderung der bestehenden Ver- 
hältnisse festzustellen sei. Abg. Blumenfeld (CDU/ 
CSU) warnte davor, die Möglichkeiten einer europä- 
ischen Sicherheitskonferenz, die an sich nützlich sein 
könnte, zu überschätzen, da der Westen und der 
Osten von ganz verschiedenen Sicherheitsbegriffen 
ausgingen. Moskau wolle mit dieser Sicherheits- 
konferenz seine politische Position und seinen Hege- 
monialanspruch zementieren, während der Westen 
vor allem militärische Interventionen verhindern 
wolle. Solange man von fundamental falschen Vor- 
aussetzungen ausgehe, könne man von einer sol- 
chen Konferenz keinen Erfolg erwarten. Zur Grie- 
chenlandfrage meinte der Abg. Blumenfeld, man 
dürfe sie nicht dramatisieren, seiner Meinung nach 
gebe es aber doch auch einige Anzeichen für eine 
Rückkehr zur parlamentarischen Demokratie. Der 
Europarat müsse jedoch weiterhin seine eigenen 
Möglichkeiten voll ausschöpfen, um auf Athen ein- 
zuwirken, die NATO solle von sich aus das Pro- 
blem zu lösen versuchen. 

Im Rahmen der politischen Debatte sprach der 
österreichische Bundeskanzler Klaus zur Versamm- 
lung und versprach die Unterstützung Österreichs 
für die Ziele des Europarates, zu denen auch ver- 
besserte Kontakte zu den Oststaaten gehörten. 

In der Wirtschaftsdebatte sprachen der isländische 
Außenminister Jonsson über Fragen der europä- 
ischen Fischereipolitik, der schwedische Verkehrs- 


minister Norling als Vorsitzender der Europäischen 
Verkehrsministerkonferenz und der norwegische 
Handelsminister Varvik als Vertreter der EFTA. 
Als Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses sprach 
Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) die Überzeugung aus, 
daß der volle Ausgleich zwischen den beiden euro- 
päischen Wirtschaftsblöcken erreicht werden könne, 
sobald die Gemeinschaft der Sechs ihre inneren 
Schwieri'gkeiten überwunden habe. Der Redner 
setzte sich außerdem dafür ein, daß für die Zoll- 
abgaben an den Grenzen im privaten Reiseverkehr 
in ganz Europa eine ebenso großzügige Regelung 
gefunden werden müsse, wie sie innerhalb der 
EWG seit einigen Monaten gültig sei. 

Im Anschluß an den vierten Bericht von ELDO und 
ESRO, der von deren beiden Präsidenten General 
Aubiniere und Herrn van de Hulst vorgelegt wurde, 
dankte Abg. Frau Dr. Maxsein (CDU/CSU) im Na- 
men des Wissenschaftsausschusses den beiden Or- 
ganisationen für ihre Leistungen, die sie trotz 
erheblicher Schwierigkeiten verzeichnen könnten; 
sie hätten auch ein Raumfahrtprogramm für die 
nächsten Jahre entwickelt, das allerdings nur teil- 
weise finanziell und materiell gesichert sei, und 
leider könne man auch für die kommenden Verhand- 
lungen nicht mit einem sichereren Ergebnis rechnen; 
mit den USA und der Sowjetunion könne und wolle 
Europa nicht in Konkurrenz treten, aber es könne es 
sich nicht leisten, auf Beteiligung an der Forschung 
zu verzichten; am fehlenden Geld liege es wohl 
nicht, aber es fehle den europäischen Regierungen 
noch der politische Wille und das eindeutige Ziel. 
Aufgabe der Politiker sei es, den Wissenschaftlern 
und Technikern die Unterstützung zu gewähren^ auf 
die sie Anspruch haben. 

In der Debatte über europäische und Weltwäh- 
rungsprobleme während der zweitägigen gemein- 
samen Sitzung der Beratenden Versammlung und 
des Europäischen Parlaments erklärte Abg. Blumen- 
feld im Namen des Politischen Ausschusses der Be- 
ratenden Versammlung, Währungsprobleme gäbe 
es sowohl in den USA und Großbritannien wie in 
den Ländern des Gemeinsamen Marktes, sie hätten 
überall politische Ursachen und ihre Lösung könne 
nur schrittweise erfolgen. Die Schwierigkeiten in 
den EWG-Ländern rührten großenteils daher, daß 
die nationalen Regierungen einerseits die Verant- 
wortung für ihre eigene Wirtschaft zu tragen hätten 
und andererseits durch die Römischen Verträge in 
ihrem Handeln eingeschränkt seien; die Angleichung 
der Wirtschafts-, Konjunktur- und Handelspolitik 
sowie ein möglichst freier Kapitalverkehr sei daher 
die dringlichste Aufgabe. Was die DM betreffe, so 
habe die Bundesbank die Entwicklung fest in der 
Hand, flexible Wechselkurse kämen auf die Dauer 
nicht in Betracht. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) ging davon aus, 
daß die Entwicklungen der letzten Wochen erneut 
erwiesen hätten, daß die wirtschaftliche Integration 
noch höchst unvollkommen sei und mit einiger 
Sorge beobachte er gewisse Symptome sowohl in 
Frankreich wie in Großbritannien, die auf abneh- 
mendes Interesse an einer Erweiterung der Inte- 
gration hindeuten. Die bevorstehende Gipfelkonfe- 
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renz der Sechs müsse sich ernsthaft mit dieser Situa- 
tion beschäftigen, und außerdem die Beitrittsver- 
handlungen mit den vier Kandidaten dadurch er- 
leichtern, daß schon für die Übergangszeit die Har- 
monisierung der Wirtschafts-, Konjunktur- und 
Steuerpolitik angestrebt werde. Als unmittelbare 
Zukunftsaufgaben für die europäischen Politiker 

Bonn, den 17. 

Dr. Serres 

Der Sprecher 


nannte er neben der Verstärkung der parlamenta- 
rischen Rechte der Mitglieder der Versammlungen 
eine viel intensivere Beschäftigung mit der wissen- 
schaftlichen Prognostik. Wenn man auch allen Grund 
habe mit der gegenwärtigen Entwicklung unzu- 
I frieden zu sein, sei er nicht bereit, eine große 
I Zukunftskonzeption preiszugeben. 


Oktober 1969 


Dr. Schulz (Berlin) 

Der stellvertretende Sprecher 
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